
1Ausgegeben: 04. 02. 2021

Gesetz zur Neufassung des 
Landesreisekostengesetzes (LRKG)

Der Landtag hat am 3. Februar 2021 das folgende Gesetz 
beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Erstattung von Auslagen für 
Dienstreisen, Dienstgänge und für Reisen zum Zweck 
der Aus- oder Fortbildung (Reisekostenvergütung) der 
Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, 
der Gemeindeverbände, der Landkreise und der sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, der Richterinnen und Richter des Landes, sowie 
der zu diesen Dienstherren abgeordneten Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und Richter. Es regelt auch die 
Erstattung von Auslagen aus Anlass der Abordnung 
(Trennungsgeld).
(2) Die Reisekostenvergütung umfasst
1. Fahrt- und Flugkostenerstattung (§ 4),
2. Wegstreckenentschädigung (§ 5),
3. Tagegeld bei Dienstreisen (§ 6),
4.  notwendige Mehraufwendungen bei Dienstgängen 

(§ 6),
5. Übernachtungsgeld (§ 7),
6.  Auslagenerstattung bei längerem Aufenthalt am Ge-

schäftsort (§ 8),
7. Aufwands- und Pauschvergütung (§ 9) und 
8. Erstattung sonstiger Kosten (§ 10).  

§ 2
Dienstreisen und Dienstgänge

(1) Dienstreisen im Sinne dieses Gesetzes sind Reisen zur 
Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb des Dienst-
ortes, die von der oder dem zuständigen Dienstvorgesetz-
ten angeordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, 

dass eine Anordnung oder Genehmigung nach dem Amt 
der Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienstgeschäfts 
nicht in Betracht kommt. Die Anordnung oder Genehmi-
gung hat schriftlich oder elek tronisch zu erfolgen. Dienst-
reisen sind auch Reisen von einem dem vorübergehenden 
Aufenthalt dienenden Ort zum Dienstort, wenn im Übrigen 
die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 erfüllt sind. Dienst-
reisen sollen nur durchgeführt werden, wenn eine kosten-
günstigere Art der Erledigung des Dienstgeschäftes nicht 
möglich und sinnvoll ist.
(2) Dienstgänge sind Reisen zur Erledigung von Dienst-
geschäften außerhalb der Dienststätte am Dienst- oder 
Wohnort, die von der oder dem zuständigen Vorgesetz-
ten angeordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, 
dass eine Anordnung oder Genehmigung nach dem Amt 
der Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienstge-
schäfts nicht in Betracht kommt. Dem Wohnort steht ein 
dem vorübergehenden Aufenthalt dienender Ort gleich.
(3) Für Dienstreisen von Richterinnen oder Richtern 
zur Wahrnehmung von richterlichen Amtsgeschäften 
oder zur Teilnahme an einer Sitzung des Präsidiums 
oder eines anderen vergleichbaren Gerichtsverfassungs-
organs, dem sie angehören, bedarf es keiner Anordnung 
oder Genehmigung. Dasselbe gilt für Dienstreisen der 
oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz zur 
Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Landesdaten-
schutzgesetz und für Dienstreisen der oder des Beauf-
tragten der Landesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen zur Wahrnehmung der Aufga-
ben nach dem Landesbehindertengleichstellungsgesetz.

§ 3
Anspruch auf Reisekostenvergütung

(1) Dienstreisende erhalten auf Antrag eine Vergütung 
der dienstlich veranlassten notwendigen Auslagen. Dies 
gilt auch bei Reisen zum Zweck der Ausbildung.
(2) Ausgangs- und Endpunkt einer Dienstreise sind von 
den Dienstreisenden unter Beachtung des Wirtschaftlich-
keitsgrundsatzes grundsätzlich selbst zu bestimmen. Ab-
weichend davon kann die oder der zuständige Dienstvor-
gesetzte die Dienststätte als Ausgangs- oder Endpunkt 
der Dienstreise anordnen, wenn die Fahrtstrecke unmit-
telbar an der Dienststätte vorbeiführt. Bei einer Dienst-
reise, die an der Wohnung angetreten oder beendet wird, 
bemisst sich die Fahrtkostenerstattung (§ 4) oder die 
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Kosten der niedrigsten Flugklasse. Das Finanzministe-
rium kann hiervon durch Verwaltungsvorschrift Ausnah-
men bestimmen.
(2) Dienstreisende, denen nach Absatz 1 die Fahrt- oder 
Flugkosten der niedrigsten Klasse zu erstatten wären, 
werden bei einem Grad der Behinderung von mindes-
tens 50 vom Hundert die Auslagen für die nächsthöhere 
Klasse erstattet. Dieselbe Vergünstigung kann anderen 
Dienstreisenden gewährt werden, wenn ihr körperlicher 
oder gesundheitlicher Zustand das Benutzen dieser Klas-
se rechtfertigt.
(3) Wurde aus triftigem Grund ein Mietwagen, ein Taxi 
oder ein Fahrzeug im Rahmen eines Carsharing-Modells 
benutzt, werden die entstandenen notwendigen Kosten 
erstattet. Liegt kein triftiger Grund vor, so darf keine hö-
here Reisekostenvergütung gewährt werden als beim Be-
nutzen eines öffentlichen Verkehrsmittels. Bei Nutzung 
von Fahrzeugen im Rahmen eines Carsharing-Modells 
erfolgt keine Kürzung der Mitgliedsgebühr wegen even-
tueller privater Nutzung. 
(4) Die obersten Dienstbehörden sind verpflichtet, zum 
Klimaausgleich für dienstlich veranlasste Flugreisen 
von Mitgliedern der Landesregierung und Bediensteten 
der Landesministerien sowie der jeweiligen nachgeord-
neten Behörden jährliche Ausgleichszahlungen auf der 
Grundlage der bestehenden Entscheidungen der Lan-
desregierung zu leisten. Gleiches gilt für die staatlichen 
Hochschulen. Bei Flügen, die bei Projekten staatlicher 
Hochschulen aus Drittmitteln bezahlt werden, fällt eine 
Ausgleichszahlung an, sofern Vorgaben der Drittmit-
telgeber einer entsprechenden Verwendung nicht ent-
gegenstehen.

§ 5
Wegstreckenentschädigung

(1) Für Fahrten, die von den Dienstreisenden mit einem 
privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt wurden, wird eine 
Wegstreckenentschädigung gewährt. Sie beträgt 30 Cent 
je Kilometer zurückgelegter Strecke. 
(2) Besteht an der Benutzung eines Kraftfahrzeugs ein er-
hebliches dienstliches Interesse, beträgt die Wegstrecken-
entschädigung 35 Cent je Kilometer zurückgelegter Stre-
cke. Zur Wegstreckenentschädigung nach Satz 1 kann mit 
Zustimmung der obersten Dienstbehörde ein Zuschlag 
gewährt werden, wenn auf Grund der Art der Dienstge-
schäfte regelmäßig in größerem Umfang Fahrten auf un-
befestigten Straßen oder schwer befahrbaren Feld- oder 
Waldwegen durchzuführen sind. Der Zuschlag beträgt  
5 Cent je Kilometer.
(3) Für Fahrten, die von den Dienstreisenden mit einem 
Fahrrad, E-Bike oder Pedelec zurückgelegt wurden, wird 
eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 25 Cent je 
Kilometer zurückgelegter Strecke gewährt. 

Wegstreckenentschädigung (§ 5) nach der Entfernung 
von oder bis zur Wohnung, es sei denn, als Ausgangs- 
und/oder Endpunkt der Dienstreise wurde die Dienst-
stätte angeordnet. Beim Vorliegen mehrerer Wohnungen 
oder Unterkünfte ist die der Dienststätte am nächsten ge-
legene Wohnung oder Unterkunft maßgebend.
(3) Die Dienstreisenden sind grundsätzlich in der Wahl 
der Beförderungsmittel frei. Bei der Wahl des Beför-
derungsmittels haben die Dienstreisenden neben wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten insbesondere die Erfor-
dernisse des Klimaschutzes zu beachten. Fahrtkosten 
werden nicht erstattet, wenn eine unentgeltliche Beför-
derungsmöglichkeit genutzt werden kann.
(4) Der Anspruch auf Reisekostenvergütung erlischt, 
wenn die Reisekostenvergütung nicht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Beendigung 
der Dienstreise schriftlich oder elektronisch beantragt 
wird. Die Frist beginnt mit dem Tag nach Beendigung 
der Dienstreise, in den Fällen des § 10 Absatz 2 mit Ab-
lauf des Tages, an dem die Dienstreise geendet hätte. Die 
zuständigen Stellen können bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach Antragstellung die Vorlage der maßgeb-
lichen Kostenbelege verlangen. Werden diese Belege 
auf Anforderung nicht innerhalb eines Monats vorgelegt, 
kann der Vergütungsantrag insoweit abgelehnt werden. 
Die Dienstreisenden sind verpflichtet, die Kostenbelege 
nach Erstattung der Reisekostenvergütung bis zum Ab-
lauf eines Jahres für Zwecke der Rechnungsprüfung auf-
zubewahren und auf Verlangen vorzulegen.
(5) Leistungen, die Dienstreisende ihres Amtes wegen 
von dritter Seite aus Anlass einer Dienstreise erhalten, 
sind auf die Reisekostenvergütung anzurechnen. 
(6) Bei Dienstreisen für eine auf Verlangen, Vorschlag 
oder Veranlassung der zuständigen Behörde wahrge-
nommene Nebentätigkeit haben die Dienstreisenden 
nach diesem Gesetz nur insoweit Anspruch auf Reise-
kostenvergütung, wie nicht eine andere Stelle Auslagen-
erstattung für dieselbe Dienstreise zu gewähren hat. Das 
gilt auch dann, wenn die Dienstreisenden auf ihren An-
spruch gegen diese Stelle verzichtet haben. 
(7) Auf Reisekostenvergütung und Auslagenerstattung 
kann ganz oder teilweise verzichtet werden. Der Ver-
zicht ist schriftlich oder elektronisch zu erklären.

§ 4
Fahrt- und Flugkostenerstattung

(1) Entstandene notwendige Kosten für Fahrten mit  
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln werden 
bis zur Höhe der Kosten der niedrigsten Beförderungs-
klasse erstattet. Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr ermächtigte nachgeordnete Behörde kann für ihren 
Geschäftsbereich hiervon Ausnahmen zulassen. Ausnah-
men sind zulässig, wenn besondere dienstliche Gründe 
vorliegen. Flugkosten sind erstattungsfähig, wenn die 
dienstlichen oder wirtschaftlichen Gründe für die Flug-
zeugbenutzung die Belange des Klimaschutzes überwie-
gen. Die Kosten für Ausgleichszahlungen für Flugreisen 
nach Absatz 4 sind bei der Wirtschaftlichkeitsberech-
nung einzubeziehen. Erstattet werden grundsätzlich die 
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ort oder einer zu späten Abfahrt von diesem zusätzlich 
erforderlich wird.

§ 8
Auslagenerstattung bei längerem Aufenthalt 

am Geschäftsort

Dauert der Aufenthalt an demselben auswärtigen Ge-
schäftsort länger als sieben Tage, so wird vom achten 
Tag an die gleiche Vergütung gewährt, die von diesem 
Tag an bei einer Abordnung zu gewähren wäre. Zu den 
Aufenthaltstagen zählen alle Tage zwischen dem Anrei-
setag und dem Abreisetag.

§ 9
Aufwands- und Pauschvergütung

(1) Dienstreisende, denen erfahrungsgemäß geringere 
Aufwendungen für Verpflegung und Unterkunft als all-
gemein entstehen, können nach näherer Bestimmung der 
obersten Dienstbehörde oder der von ihr ermächtigten 
nachgeordneten Behörde anstelle von Tagegeld, Über-
nachtungsgeld und Auslagenerstattung nach § 8 Satz 1 
und 2 entsprechend den notwendigen Aufwendungen mit 
einer Aufwandsvergütung abgefunden werden. 
(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermäch-
tigte nachgeordnete Behörde kann bei regelmäßigen oder 
gleichartigen Dienstreisen anstelle der Reisekostenver-
gütung oder einzelner ihrer Bestandteile eine Pausch-
vergütung gewähren, die nach dem Durchschnitt der in 
einem bestimmten Zeitraum sonst anfallenden Einzel-
vergütungen zu bemessen ist. 

§ 10
Erstattung sonstiger Kosten

(1) Zur Erledigung des Dienstgeschäfts notwendige Aus-
lagen, die nicht nach den §§ 4 bis 9 zu erstatten sind, 
werden als Nebenkosten erstattet.
(2) Entfallen Dienstreisen aus Gründen, die von den 
Dienstreisenden nicht zu vertreten sind, werden die 
durch die Vorbereitung entstandenen notwendigen, nach 
diesem Gesetz berücksichtigungsfähigen Auslagen er-
stattet.

§ 11
Bemessung der Reisekostenvergütung 

in besonderen Fällen

(1) Bei Dienstreisen aus Anlass der Versetzung, Abord-
nung oder Aufhebung einer Abordnung wird das Tage-
geld (§ 6) für die Zeit bis zur Ankunft am neuen Dienst-
ort gewährt. Das Tagegeld wird für die Zeit bis zum Ab-
lauf des Ankunftstages gewährt, wenn die Dienstreisen-
den vom nächsten Tag an Trennungsgeld für auswärtiges 
Verbleiben erhalten; daneben wird Übernachtungsgeld 
(§ 7) gewährt. 

§ 6
Tagegeld

(1) Zur Abgeltung der Mehraufwendungen für Verpfle-
gung beträgt das Tagegeld für jeden vollen Kalendertag 
einer Dienstreise 24 Euro. Bei einer Dienstreise, die we-
niger als einen vollen Kalendertag dauert, für den Tag 
des Antritts und den Tag der Beendigung einer mehrtä-
gigen Dienstreise, beträgt das Tagegeld bei einer Dienst-
reisedauer von mehr als 8 Stunden 6 Euro und bei einer 
Dienstreisedauer von mehr als 14 Stunden 12 Euro.
(2) Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der 
Abreise und Ankunft an der Wohnung, es sei denn, die 
Dienstreise beginnt oder endet an der Dienststätte oder 
Beginn oder Ende wurde an der Dienststätte angeordnet. 
Beim Vorliegen mehrerer Wohnungen oder Unterkünfte 
ist die der Dienststätte am nächsten gelegene Wohnung 
oder Unterkunft maßgebend.
(3) Für Dienstgänge besteht kein Anspruch auf Tage-
geld nach Absatz 1. Bei Dienstgängen von mehr als acht 
Stunden Dauer werden die nachgewiesenen notwendigen 
Auslagen für Verpflegung bis zur Höhe des Tagegeldes 
bei einer Dienstreise von gleicher Dauer erstattet.
(4) Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unent-
geltlich Verpflegung, werden von dem ihnen zustehen-
den Tagegeld nach Absatz 1 für das Frühstück 20 vom 
Hundert und für das Mittagessen und Abendessen je  
40 vom Hundert des Tagegeldes für einen vollen Ka-
lendertag einbehalten. Das Gleiche gilt, wenn von drit-
ter Seite Verpflegung bereitgestellt wird und hierfür das 
Entgelt in den erstattungsfähigen Fahrt-, Flug-, Über-
nachtungs- oder Nebenkosten enthalten ist. Die Sätze 1 
und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Dienstrei-
senden ihres Amtes wegen unentgeltlich bereitgestell-
te Verpflegung ohne triftigen Grund nicht in Anspruch 
nehmen. 

§ 7
Übernachtungsgeld

(1) Für eine notwendige Übernachtung erhalten Dienst-
reisende pauschal 20 Euro im Inland und 30 Euro im 
Ausland. Höhere Übernachtungskosten werden im not-
wendigen Umfang erstattet. Durch Verwaltungsvor-
schrift wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Übernach-
tungskosten notwendig sind.
(2) Übernachtungsgeld wird nicht gewährt 
1.  für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmit-

teln,
2.  für die Dauer des Aufenthalts in einer Wohnung der 

oder des Dienstreisenden,
3.  bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft 

von Amts wegen, auch wenn diese Unterkunft ohne 
triftigen Grund nicht genutzt wird oder

4.  in den Fällen, in denen das Entgelt für die Unterkunft 
in den erstattungsfähigen Fahrtkosten oder sonstigen 
Kosten enthalten ist, es sei denn, dass eine Übernach-
tung aufgrund einer zu frühen Ankunft am Geschäfts-
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(5) Bei Flugreisen gilt ein Land in dem Zeitpunkt als 
erreicht, in dem das Flugzeug dort landet. Zwischenlan-
dungen bleiben unberücksichtigt, es sei denn, dass durch 
sie Übernachtungen notwendig werden. Bei Schiffsrei-
sen gilt Satz 1 entsprechend.
(6) Dauert der Aufenthalt an demselben ausländischen 
Geschäftsort ohne Hin- und Rückreisetage länger als  
14 Tage, ist das Auslandstagegeld nach Absatz 3 vom 
15. Tag an um 25 vom Hundert zu ermäßigen. Die obers-
te Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte nachge-
ordnete Behörde kann in begründeten Fällen von der Er-
mäßigung absehen. Anstelle des pauschalen Übernach-
tungsgeldes werden ab dem 15. Tag die nachgewiesenen 
notwendigen Übernachtungskosten erstattet.

§ 13
Trennungsgeld

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die 
ohne Zusage der Umzugskostenvergütung an einen Ort 
außerhalb des Dienst- oder Wohnortes abgeordnet wer-
den, erhalten für die ihnen dadurch entstehenden not-
wendigen Auslagen unter Berücksichtigung der häusli-
chen Ersparnis ein Trennungsgeld. Dasselbe gilt für die 
vorübergehende Zuteilung aus dienstlichen Gründen zu 
einem anderen Teil der Beschäftigungsbehörde und der 
vorübergehenden dienstlichen Tätigkeit bei einer ande-
ren Stelle als der Dienststelle. Der Abordnung steht die 
Zuweisung nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes gleich. 
Das Finanzministerium wird ermächtigt eine Rechtsver-
ordnung zur Regelung des Trennungsgeldes zu erlassen. 
(2) Absatz 1 gilt auch für Beamtinnen und Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst bei Abordnungen im 
Rahmen der Ausbildung. Der für die Ausbildung maß-
gebliche Dienstort wird von der obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr ermächtigten nachgeordneten Behörde 
bestimmt. Satz 1 gilt auch bei Abordnungen im Rahmen 
des Ausbildungs- oder Einführungsdienstes, einer Aus-
bildungs- oder Einführungszeit, die zum Erwerb einer 
Laufbahnbefähigung notwendig sind.

§ 14
Ermächtigung, Verwaltungsvorschriften

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die in den §§ 5 und 7 Absatz 1 fest-
gesetzten Beträge veränderten wirtschaftlichen Verhält-
nissen anzupassen.
(2) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem 
Gesetz erlässt das Finanzministerium. 

§ 15
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleich-
zeitig treten das Landesreisekostengesetz in der Fassung 
vom 20. Mai 1996 (GBl. S. 466), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Klima-
schutzes in Baden-Württemberg vom 15. Oktober 2020 

(2) Für Reisen zum Zwecke der Fortbildung, die zumin-
dest teilweise im dienstlichen Interesse liegen, können 
entstandene Kosten bis zur Höhe der für Dienstreisen zu-
stehenden Reisekostenvergütung erstattet werden. 
(3) Werden Dienstreisen mit einer Urlaubsreise oder 
einer anderen privaten Reise verbunden, wird die Reise-
kostenvergütung so bemessen, als ob nur die Dienstreise 
durchgeführt worden wäre. Die Reisekostenvergütung 
nach Satz 1 darf die sich nach dem tatsächlichen Reise-
verlauf ergebende Reisekostenvergütung nicht überstei-
gen. 
(4) Wird angeordnet oder genehmigt, dass die Dienst-
reise am Urlaubsort anzutreten oder zu beenden ist, wird 
die Reisekostenvergütung abweichend von Absatz 3 
nach der Abreise von oder der Ankunft an diesem Ort 
bemessen. 
(5) Wird aus dienstlichen Gründen die vorzeitige Been-
digung einer Urlaubsreise oder einer anderen privaten 
Reise angeordnet, gilt die Rückreise vom Urlaubs- oder 
Aufenthaltsort zur Dienststätte als Dienstreise, für die 
Reisekostenvergütung gewährt wird. 
(6) Aufwendungen der Dienstreisenden und der sie be-
gleitenden Personen, die durch die Unterbrechung oder 
die vorzeitige Beendigung einer Urlaubsreise oder einer 
anderen privaten Reise verursacht worden sind, werden 
in angemessenem Umfang erstattet. Dies gilt auch für 
Aufwendungen, die aus diesen Gründen nicht ausgenutzt 
werden konnten.
(7) Erkranken Dienstreisende und werden sie in ein 
Krankenhaus aufgenommen, werden für jeden vollen 
Kalendertag des Krankenhausaufenthalts die notwendi-
gen Auslagen für die Unterkunft am Geschäftsort erstat-
tet. 
(8) Für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Dienststätte aus besonderem dienstlichen Anlass können die 
entstandenen notwendigen Fahrtkosten erstattet werden.

§ 12
Auslandsdienstreisen

(1) Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen 
dem Inland und dem Ausland sowie im Ausland. Dabei 
muss mindestens ein Geschäftsort im Ausland liegen.
(2) Für Auslandsdienstreisen gelten die Regelungen der 
§§ 1 bis 11 entsprechend.
(3) Abweichend von den §§ 6 und 7 werden Auslandstage-
gelder und Auslandsübernachtungsgelder nach Maß gabe 
der jeweils gültigen Fassung des § 3 der Auslandsreisekos-
tenverordnung des Bundes (ARV) und der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift über die Neufestsetzung der Aus-
landstage- und Auslandsübernachtungsgelder (ARVVwV) 
gewährt.
(4) Das Tage- und Übernachtungsgeld wird für das Land 
gewährt, das die Dienstreisenden vor Mitternacht Orts-
zeit zuletzt erreichen. Wird bei Auslandsdienstreisen das 
Inland vor Mitternacht zuletzt erreicht, wird Auslands-
tagegeld für das Land des letzten Geschäftsortes im Aus-
land gewährt.
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(GBl. S. 937, 943) geändert worden ist, die Auslands-
reisekostenverordnung des Landes vom 2. Januar 1984 
(GBl. S. 33), die zuletzt durch Verordnung vom 20. No-
vember 2015 (GBl. S. 1057) geändert worden ist, und die 
Verordnung des Finanzministeriums über die Reisekos-
tenvergütung in besonderen Fällen vom 4. März 1975 
(GBl. S. 200), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung 
vom 12. Dezember 1985 (GBl. S. 409, 411) geändert 
worden ist, außer Kraft.
(2) Für Dienstreisen, die bis zum 31. Dezember 2021 
angetreten werden, gelten die Vorschriften des Landes-
reisekostengesetzes, der Auslandsreisekostenverordnung 
des Landes und die Verordnung des Finanzministeriums 
über die Reisekostenvergütung in besonderen Fällen je-
weils in der Fassung vom 31. Dezember 2021. Dies gilt 
auch, wenn die Dienstreise bis zum 31. Dezember 2021 
angetreten wurde und über den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes hinaus andauert.




